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kurswende in die Wege zu leiten, also stra-
tegisch darauf hinzuwirken, dass die eige-
nen Deutungen und Themen ins Zentrum
rücken. Auf dieser Ebene sollten die Par-
teien den Dialog mit Gewerkschaften,
Wirtschaft und Wissenschaft führen, um

Grundzüge eines neuen Investitionsre-
gimes auszuarbeiten und eine politische
Wende in der sedierten Republik zumin-
dest zu versuchen. Und umgekehrt müssen
auch Impulse »von unten« aus den Par-
teien sowie der Zivilgesellschaft erfolgen.
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Nach der verlorenen Bundestagswahl 2009
hatte Sigmar Gabriel die SPD auf den Kurs
der Schaffung neuer Mehrheiten in der
Mitte der Gesellschaft eingeschworen. Mit
Verweis auf Willy Brandts Politik der spä-
ten 60er Jahre formulierte er 2009 auf dem
Parteitag in Dresden: »Die Mitte war links,
weil wir sie verändert haben. Die SPD hat
sie erobert, und das müssen wir wieder
machen, liebe Genossinnen und Genos-
sen«. Dieses Ziel wurde 2013 verfehlt, und
zwar durch die gesamte politische Linke
in Deutschland. Addiert man die Wähler-
schaft von CDU/CSU, FDP und AfD, so
war der relative Anteil von SPD, Grünen
und der Partei DIE LINKE an den abge-
gebenen Stimmen seit 1990 noch nie so
gering. Er lag bei 43 %, 1998 waren es noch
10 Prozentpunkte mehr, seitdem sank der
Anteil stetig. Einer der Gründe ist der spe-
zifische Charakter der geringeren Wahlbe-
teiligung. Sie hat auch ein soziales Gesicht.
In den gut betuchten Stadtteilen Hamburgs,
Berlins oder Kölns gehen weiterhin 90 %
der Bürgerinnen und Bürger in die Wahl-
lokale. In den sogenannten Problembezir-
ken aber sind es verbreitet unter 50 %. Es

ist eine Demokratie der Ungleichheit ent-
standen – die ungleiche demokratische
Partizipation und eine Politik der unglei-
chen Verteilung von Lebenschancen ver-
stärken sich wechselseitig, wie Larry M.
Bartels in Unequal democracy konstatiert.

Die Niedrigverdiener, das Subproleta-
riat, jene, die euphemistisch als Bildungs-
ferne bezeichnet werden, und kaum integ-
rierte migrantische Gruppen verabschie-
den sich aus der Demokratie oder kom-
men dort gar nicht erst an – nicht bei Wah-
len und schon gar nicht beim demokra-
tischen öffentlichen Protest und anderen
Formen demokratischer Partizipation. Sie
glauben nicht, dass sie dabei etwas zu ge-
winnen haben. Über Jahrzehnte sind sie
einer Politik negativer Diskriminierung
ausgesetzt.

Genau jene, die von der Politik einer
linken Mitte am meisten profitieren wür-
den, die auf den Sozialstaat, die öffentliche
Daseinsvorsorge, soziale Eingriffe in die
Wirtschaft besonders angewiesen sind, be-
halten ihre Wahlstimme für sich und füh-
len sich von der politischen Linken im wei-
testen Sinne nicht angesprochen. Und die
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Die Hausaufgaben sind noch nicht gemacht
Die linke Mitte und ihre gesellschaftliche Grundlage
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Teile der Mittelschichten, die vor allem im
öffentlichen Sektor, den humanorientierten
Dienstleistungen der Bildung, Gesundheit
und Pflege aktiv sind, sehen gleichfalls kei-
ne wirkliche Alternative zum Status quo.
So entstehen keine Mehrheiten einer lin-
ken Mitte in Deutschland. Mehr noch: In
anderen Ländern entstehen auch mit Un-
terstützung aus Teilen der sozial Benach-
teiligten eher neue, dezidiert rechte Mehr-
heiten.

Mehrheiten sind nicht da, sondern
müssen geschaffen werden. Gegenwärtig
gelingt dies vor allem Angela Merkel. Sie
ist das Gravitationszentrum der deutschen
Politik. Ihr Integrationsangebot ist das einer
nationalen Wettbewerbsgemeinschaft in
einer globalisierten Welt. Diese Politik hat
sich in der Krise ab 2008 politisch bewährt.
Es ist neoliberale Politik mit sich jeweils
ändernden Mitteln. Sozialer Ausgleich, öko-
logische Modernisierung, Einstellung auf
veränderte Familienstrukturen und die
kulturelle Heterogenität der Gesellschaft
sind kein Tabu, sondern können als Bei-
träge zur Sicherung des Wirtschaftsstand-
orts Deutschland angesehen werden. Dies
erklärt die ungeheure Flexibilität der Kanz-
lerschaft von Angela Merkel. Ihre Partner
kann sie wechseln, brennende Themen
werden nach Phasen des Zögerns und Ex-
perimentierens aufgegriffen, die Richtung
wird ständig neu angepasst.Die jähen Wen-
dungen beim Atomausstieg und die be-
wusst gebremste Hinwendung zu »Lohn-
untergrenzen« oder der Gleichstellung ho-
mosexueller Paare sind nur zwei Beispiele.

Eine solche Politik ist auf der Ebene
einzelner Forderungen fast unangreifbar.
Bündnisse mit Wirtschaft und Gewerk-
schaften,Angebote an die Länder, Reform-
vorhaben, die neue Chancen für kulturell
oder auch sozial Benachteiligte enthalten,
sind möglich. Es werden Win-Win-Situa-
tionen geschaffen. Nur die Basis der Aus-
handlung ist vorgegeben: Sicherung des
Wirtschaftsstandorts, Stärkung des Export-
modells Deutschland, Austerität nach Ab-

wehr der Zusammenbruchsgefahren von
Banken und Staaten. Der Erfolg dieser Po-
litik verdeckt den Preis: Altersarmut wird
so nicht verhindert. Unsicherheit und ho-
her Arbeitsdruck werden verstetigt. Die
soziale Mitte der Gesellschaft wird ge-
schwächt. Die Unterschichten verfestigen
sich. Der ökologische Umbau wird ver-
langsamt. Der enorme Konkurrenzdruck
und der Zwang zum Sparen verzögern die
Erholung in den schwächeren Euro-Län-
dern und bürden deren Bevölkerungen
hohe soziale Kosten auf.

Die Politik der verschiedenen Regie-
rungen von Angela Merkel seit 2005 hat
große Stärken. Sie strukturiert eine Mitte,
die marktorientiert und eher rechts ist und
ein Bündnis mit dem Oben der Gesell-
schaft eingegangen ist. Sie verteidigen ihre
Privilegien und sehen sich trotz massiver
Begünstigung besonders schlecht behan-
delt (Wilhelm Heitmeyer). Die Schwächen
sind weniger offensichtlich, aber sie sind
da. Die erste Schwäche ist
die enorme Krisenanfäl-
ligkeit. Eine solche Poli-
tik balanciert am Rande
scharfer Gegensätze. Bis-
her gelang es, das Auseinanderbrechen der
Eurozone zu verhindern, die Wirtschaft zu-
mindest in Deutschland nach einem jähen
Einbruch relativ schnell wieder zu stabili-
sieren. Aber dies muss nicht so bleiben.
Zweitens bleiben abgesehen von den obe-
ren 10 % der Gesellschaft alle anderen weit
unter ihren Lebensmöglichkeiten. Die Spal-
tung in der EU vertieft sich zwischen Ge-
winnern und Verlierern. Es gibt keine soli-
darische Entwicklungsstrategie. Und drit-
tens werden demokratische Entscheidun-
gen weiter an den kurzfristigen Imperati-
ven der Märkte, vornehmlich der Finanz-
märkte, ausgerichtet. Zukunftsfragen wer-
den viel zu zögerlich angegangen. Politi-
sche Steuerung sieht anders aus. Sie braucht
einen langen Atem.

Eine linke Mitte kann in Deutschland
nur entstehen, wenn die Politik zugleich

Es gibt keine
solidarische Ent-
wicklungsstrategie
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drei Gruppen anzusprechen vermag: Ers-
tens sind dies die,die Gero Neugebauer die
»bedrohten Arbeitnehmer« genannt hat.
Es ist dies sozial die untere Mitte der Ge-
sellschaft in Industrie und Dienstleistun-

gen. Dazu gehören auch
viele Rentnerinnen und
Rentner sowie die, die jetzt
in das Arbeitsleben ein-

steigen und um ihre Perspektive bangen.
Zweitens gehören dazu die, die im öffent-
lichen Sektor, der öffentlichen Daseins-
vorsorge, den Bereichen humanorientier-
ter Dienstleistungen, der Kultur und des
Sozialen als Mittelschichten tätig sind, von
öffentlicher Finanzierung abhängen und
wichtige solidarische Werte verkörpern.
Dieser Sektor hat unter den Kürzungen
der letzten Jahrzehnte und dem enormen
Rationalisierungsdruck besonders gelit-
ten. Es sind »die kritischen Bildungseliten«
und »das engagierte Bürgertum«, um die
Begriffe von Neugebauer zu benutzen. Und
drittens sind es jene, die heute weit unter-
proportional zur Wahl gehen, die schon
genannten Gruppen im Unten der Gesell-
schaft, ihr Subproletariat. Ohne sie gibt es
für eine linke Mitte keine parlamentari-
schen Mehrheiten, und gesellschaftliche
Mehrheiten entstehen ohne sie schon gar
nicht. Nur aus allen drei Gruppen zusam-
men erwachsen Mehrheiten. Es wäre ein
Arbeitnehmer-Mitte-Unten-Bündnis zu
formen, und dabei gilt: »Für nachhaltige
gesellschaftliche Mehrheiten, die sich auch
in Wahlergebnissen und parlamentarischen
Mehrheiten niederschlagen, sind die Stim-
men und die Unterstützung aus den unte-
ren sozialen Schichten unverzichtbar, um
eine ›Unten-Mitte-Politik‹ zu verankern.
Gelingt diese Mobilisierung nicht, bleibt
nur die Konkurrenz um die wahlbereiten
Schichten, unter denen aus sozialstruktu-
reller Perspektive die mittleren und obe-
ren Schichten dominieren, die politisch
eher ›Oben-Mitte-Bündnisse‹ favorisie-
ren« (Horst Kahrs: Abschied aus der Demo-
kratie).

Was aber kann diese so verschiedenen
Gruppen zusammenbringen? Noch ein-
mal sei aus Sigmar Gabriels Rede von 2009
zitiert. Er sagte damals: »Wir müssen raus
ins Leben, dahin, wo es laut ist, dahin, wo
es brodelt, dahin, wo es manchmal riecht,
gelegentlich auch stinkt«. Ich habe mir
diesen Satz gemerkt, weil er eine zentrale
Wahrheit enthält: Eine linke Mitte ist nur
möglich, wenn sie die Frage des Unten in
der Gesellschaft wirklich ernst nimmt,
wenn sie sich dem stellt, was der bürger-
lichen Nase stinkt. Die Linke in ihrer Brei-
te ist aber weit entfernt davon, zum Anwalt
des Unten zu werden. Mindestlohn oder
Abschwächung von Leiharbeit tangieren
nur die Auswüchse.

Will man die Hegemonie der Merkel-
Politik herausfordern, dann muss man auf
eine andere Wirtschafts-, Sozial- und Struk-
turpolitik setzen. Dann geht es nicht um
etwas Mehr oder Weniger, sondern um ein
Anderes. Präziser heißt das: Immer wieder
wird deutlich gemacht, dass Deutschlands
Exporterfolge von einer chronischen In-
vestitionsschwäche im eigenen Land be-
gleitet sind. Fast 400 Milliarden Euro deut-
schen Kapitals sind in den letzten zehn
Jahren im Ausland verloren gegangen (d.h.
»verschenkt« worden), ein Viertel der ge-
samten Überschüsse. Der enorme Export-
überschuss von bis zu 8 % des Bruttoso-
zialprodukts drückt sich als Auslandsver-
mögen der Vermögensklassen der Bundes-
republik (Wolfgang Streeck) aus.Während
die Löhne stagnierten, die öffentlichen
Investitionen sanken, ist das überakkumu-
lierte Kapital abgeflossen. Deutschland
lebt unter seinen Möglichkeiten und auf
Kosten eigener Perspektiven! Dies ist die
eigentliche Achillesferse der Merkel-Poli-
tik. So gut das Land scheinbar da steht, so
sehr vergibt es auf Kosten der Schwäche-
ren der Gesellschaft die eigenen Zukunfts-
chancen.

Die erste Aufgabe wäre, die Sozialin-
vestitionen in Bildung, in soziale und kul-
turelle Integration, in die Aufwertung der

Keine linke Mitte
ohne Unten
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vor allem von Frauen geleisteten human-
orientierten Dienstleistungen in Bildung,
Gesundheit und Pflege drastisch zu erhö-
hen. Dies kommt vor allem den unteren
Gruppen zugute, gibt ihnen wieder Zu-
kunft, erhöht Einkommen, Sicherheit und
schafft gute Arbeit in den entsprechenden
Berufen und baut auch die Basis solida-
rischer Mittelschichten aus. Es müssen ge-
rade kommunal sehr große Anstrengun-
gen unternommen werden, um die Getto-
isierung der unteren Gruppen, jener mit
Wurzeln in Deutschland oder im Ausland,
aufzulösen. Die Familien alleine oder die
Schulen in ihrer gegenwärtigen Gestalt
sind völlig überfordert. Die Integrations-
instanzen sind nachhaltig geschwächt und
dem muss öffentlich entgegengewirkt wer-
den. Es geht um Investitionen in die soziale
Infrastruktur, den soziokulturellen Repro-
duktionsbereich der Gesellschaft, die Care-
Ökonomie im weitesten Sinne.

Die zweite Aufgabe ist es, den Investi-
tionsstau im Bereich der Kommunen auf-
zulösen und den sozialökologischen Um-
bau des Energie-, Transport- und Immo-
bilienbereichs konsequent voranzutreiben.
Dies würde den Industriestandort Deutsch-
land nachhaltig stärken und zukunfts-
sicher machen, die Abhängigkeit von Ener-
gieimporten schnell und deutlich senken,
den Konkurrenzdruck auf die schwäche-
ren Euro-Staaten reduzieren. Es wäre ein
Angebot an die Arbeitnehmerschaft, gera-
de auch die binnenmarkt-orientierten Be-
reiche, an die regionale Wirtschaft und vie-
le damit verbundene kleinere und mittlere
Unternehmen.Wir brauchen eine neue In-
dustrie- und Regionalpolitik, die auf zwei
Beinen steht – dem Export und der Bin-
nennachfrage. Auch dies wäre eine solida-
rische Mitte-Mitte-Unten-Politik.

Beide Aufgaben können aber nur an-

gegangen werden, wenn die Umvertei-
lungsfrage offensiv gestellt wird. Genau in
diesen Feldern aber konnte die SPD in der
neuen Koalition nichts erreichen und die
Grünen haben sie nach der Wahl von 2013
fast aufgegeben. Aber ohne Umverteilung
keine Umgestaltung! Sonst ist eine linke
Mitte nicht glaubwürdig. DIE LINKE er-
weckt manchmal den Anschein, als ginge
es nur darum, im Sinne von Robin Hood
(Ehre seinem Andenken) einfach Geld von
oben nach unten durchzureichen. Hier gibt
es auch Anknüpfungspunkte an eine mög-
liche neue Agenda der Grünen wie denen
einer ökologischen Steuerreform, solida-
rischer Grundsicherung, verantwortlicher
Bürgerbeteiligung oder der Förderung
neuer Gemeinschaftsformen des Wirtschaf-
tens. Real geht es um die glaubwürdige
Finanzierung eines Prozesses weitreichen-
der Transformation, die vor allem den be-
drohten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern, den eng mit dem öffentlichen
Sektor verbundenen kulturellen und so-
zialen Mittelschichten und den subprole-
tarischen Gruppen unserer Gesellschaft
neue Entwicklungsmöglichkeiten gibt und
zugleich die Gesellschaft auf die Heraus-
forderungen der Zukunft viel besser als
gegenwärtig vorbereitet. Rechnen tut sich
dies allemal. Es geht letztlich um vier Ver-
änderungen: Umverteilen von oben nach
unten und von der privaten hin zur öffent-
lichen Hand, Umgestaltung im sozialöko-
logischen Sinne, um wirklich demokrati-
sches Umsteuern und um umfassende So-
lidarität. Dies könnte eine neue Erzählung
einer solidarischen Linken sein, die linke
Mehrheiten tatsächlich aktiv schafft. Und
auf dieser Grundlage ließe sich auch über
rot-rot-grüne-Regierungen produktiv re-
den. Noch sind selbst die elementaren
Hausaufgaben nicht gemacht.
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